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Pressemitteilung - Für sofortige Aussendung

Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in einem Neuen Europa

Stärkung des regionalen Handlungsspielraums für die Regionen

Die Mitglieder der Versammlung der Regionen Europas werteten bei ihrer Sitzung am 25. und 26. No​vember 2004 in Wien die Unterzeichnung des Europäischen Verfassungsvertrags als ein klares Zeichen dafür, dass Europa sich auf dem Weg zur Vollendung einer Union befindet, die das Subsidiaritätsprinzip und die Schlüssel​rolle der Regionen hinsichtlich ihres Beitrags zur Politikgestaltung anerkennt. Während ihrer Sitzung in hat die VRE beschlossen, sich für die Ratifizierung der Verfassung zu verwenden, die einen entscheidend verbesserten euro​päischen Rahmen für die Regionen schafft. Die VRE appelliert jedoch an die EU Mitgliedsstaaten die in der Verfassung niedergelegten Ziele und Werte zu achten und umzusetzen, insbesondere die Charta der Grundrechte (Teil II), die dem europäischen Sozialmodell zu Grunde liegt.

Die aktuellen Entwicklungen auf europäischer und internationaler Ebene, wie die Überarbeitung und Fortschreibung der staatlichen Beihilferichtlinien, die vorgeschlagene Verordnung über Dienstleistung im Binnenmarkt oder die laufenden Entwicklungen im Zusammenhang mit dem Allgemeinen Han​delsabkommen über Dienstleistungen (GATS) setzen die Zukunft der Dienstleistungen von allgemei​nem Interesse in Europa aufs Spiel. Diese werden insbesondere in den Bereichen wirtschaftliche Entwicklung, Bildung und Ausbildung, Wohnwesen, Verkehr, Gesundheit, Fürsorge für Senioren und für soziale Randgruppen sowie Umweltschutz hauptsächlich von regionalen und lokalen Gebietskör​perschaften erbracht.

„Viele europäische Regionen teilen nicht die Auffassung der EU, wonach unsere Gesellschaft einer Logik des Wettbewerbs und des Freihandels untergeordnet wird“ sagte Liese Prokop, die scheidende Präsidentin der VRE. „Wir weisen darüber hinaus vehement jegliche populistische Argumentation zurück, die suggeriert, dass Regierungen und öffentliche Verwaltungen im Allgemeinen nicht in der Lage sind wirtschaftlich und effizient zu denken und zu handeln. Viele Regionalregierungen sehen sich aufgrund der immer prekäreren Lage öffentlicher  Haushalte in Zeiten mäßigen Wirtschafts​wachstums wachsenden Schwierigkeiten in der Rationalisierung und Einsparung von Kosten und bei der Aufrechterhaltung des sozialen Gleichgewichts ausgesetzt“, fügte Frau Prokop hinzu.

In der Schlusserklärung, die die Mitglieder der VRE im Anschluss an zweitägige Debatten in Wien appellierten die Regionen Europas an den Europäischen Rat und die nationalen Regierungen, bei der Überarbeitung der Lissabon-Strategie während der Ratssitzung im Frühjahr 2005 das europäische Sozialmodell und das Konzept der Wissensgesellschaft weiter zu stärken.

„Die Lissabon-Stra​tegie sollte das Prinzip des wirtschaftlichen Wachstums nicht auf die Vollendung des Binnenmarkts für Dienstleistungen be​schränken, sondern vielmehr die Einzigartigkeit des europäi​schen Sozialmodells und die Art und Weise, wie es zum wirtschaftlichen Wachstum beitragen kann, berück​sichtigen“, betonte Dr. Illy.

Die Hauptversammlung der Versammlung der Regionen Europas spricht sich gegen jegliche zentral gesteuerte horizontale Har​monisierung der EU-Gesetzgebung auf dem Gebiet der Daseinsvorsorge aus, da es in diesem Bereich keine rechtliche Grundlage für ein europäisches Handeln gibt. Sie fordert eine umfassendere Bewertung der europäischen Wettbewerbs- und staat​li​chen Beihilferegelungen mit Hilfe eines offenen Anhörungsverfahrens, das die Regionen einschließt, und hinterfragen die Starrheit rein wirtschaftlicher Überlegungen, die den Formulierungen dieser Regeln zu Grunde liegen. Die VRE fordert darüber hinaus, dass die internationale Liberalisierung des Handels in ausgewogener Weise durch einen demokratischen Prozess unter Einbeziehung aller betroffenen Institu​tio​nen, einschließ​lich der Regionen und Interessengruppen, erfolgt. Es sollte den eta​blier​ten Werten und Stan​dards der Europäischen Union, wie den Menschenrechten und insbesondere den Rechten von Arbeitern und Kindern und den Sozial- und Um​weltstandards Rechnung getragen werden.

Auf Initiative von 21 Regionen aus 14 Ländern hat die Hauptversammlung der Versammlung der Regionen Europas folgende Resolution zur Ukraine verabschiedet: "Wir, die Mitglieder der Versammlung der Regionen Europas, geben stellvertretend für 250 europäische Regionen unserer tiefen Sorge über die Lage in der Ukraine im Anschluss an die Präsidentschaftswahlen Ausdruck. Wir sind von der Notwendigkeit einer politischen Lösung, die die gemeinsamen demokratischen Werte und Normen respektiert, überzeugt.“

Wien-Straßburg-Brüssel, den 26. November 2004

Die Versammlung der Regionen Europas (VRE) ist die politische Organisation der Regionen Europas und deren Interessenvertreterin auf europäischer und internationaler Ebene. Ihre Aufgabe: eintreten für die Regionen im politischen Prozess sowie Zusammenarbeit zwischen den Regionen.

Mitglieder der VRE sind 250 Regionen aus 30 europäischen Ländern und 12 interregionale Organisationen.
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